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Zusammenfassung

Der verstärkte Einsatz von Agrartreibstoffen an 

stelle von fossilem Erdöl im Transportsektor ist in 

den letzten Jahren als ein erfolgversprechender 

Ansatz zur Erreichung von klimaschutzzielen 

verfolgt worden. Zahlreiche regierungen in in-

dustrie- und auch fortgeschritteneren Entwick-

lungsländern haben politische Entscheidungen 

zur Förderung von Agrartreibstoffen getroffen. 

in Deutschland wurde in der koalitionsvereinba-

rung vom November 2005 festgelegt, dass der 

 Anteil von Agrartreibstoffen am gesamten kraft-

stoffverbrauch zu steigern sei (auf 5,75 Prozent 

im Jahr 2010) und dass durch diese Beimischungs-

pflicht die Mineralölsteuerbefreiung für Agrar-

treibstoffe ersetzt werden solle. Die Vereinbarung 

wurde durch das Biokraftstoffquotengesetz um-

gesetzt, das am 1.1.2007 in kraft trat und vorsieht, 

die Beimischung bis 2015 auf acht Prozent zu er-

höhen. Die Europäische union hat im März 2007 

 weitergehende Beimischungsziele beschlossen, die 

die Bundesregierung mit den Meseberg-Beschlüs-

sen aufgenommen hat und die derzeit durch natio-

nale und europäische rechtsetzungsverfahren in 

gesetzliche Vorschriften gegossen werden.

Noch mehr als diese politischen Entscheidungen 

haben gestiegene Erdölpreise die Nachfrage nach 

alternativen Treibstoffen aus landwirtschaftlicher 

Produktion wachsen lassen, so dass auch die Agrar-

produktion in Entwicklungsländern zunehmend 

zur Treibstoffherstellung eingesetzt wird. 

in jüngster Zeit haben vertiefte Analysen und stu-

dien Anlass zu einer Überprüfung der Chancen 

und risiken von Agrartreibstoffen gegeben.

l Die steigende Nachfrage nach Agrarener-

gie steht in konkurrenz mit der sicherung 

der Welternährung und um begrenzt 

verfügbare natürliche ressourcen. Für 

Entwicklungsländer, aus denen zur Erfül-

lung von Beimischungsquoten erhebliche 

importe erfolgen müssen, ergeben sich 

zudem soziale und ökologische risiken, 

zum Beispiel durch Verdrängung von 

lokaler Bevölkerung und von kleinbauern-

familien von guten Produktionsstandor-

ten, durch schlechte Arbeitsbedingungen 

für Plantagenarbeiter und durch die Zer-

störung von umwelt und biologischer 

Vielfalt. 

l Es gibt bislang kein internationales regel-

werk für Agrartreibstoffe, das soziale und 

ökologische risiken begrenzen könnte. 

l Die Treibhausgasbilanz von Agrartreibstof-

fen fällt je nach Ausgangsprodukt sehr 

unterschiedlich aus. Dies gilt insbesondere, 

wenn sowohl der gesamte life-cycle von der 

Produktion bis zur Verarbeitung als auch 

Landnutzungsänderungen einbezogen 

werden.

l Für Entwicklungsländer scheint weniger 

der Export von Agrartreibstoffen als viel-

mehr die Förderung angepasster dezent-

raler Versorgungs- und Energiesysteme für 

die lokale Bevölkerung positiven entwick-

lungspolitischen Nutzen zu haben.

Die Einleitung von gesetzgeberischen schritten 

der Europäischen union ist ein guter Anlass für 

eine Zwischenbilanz, die nicht nur umweltpoli-

tische, sondern auch entwicklungspolitische Er-

wägungen einbeziehen muss. Hierzu haben so-

wohl die Anhörung „Biomasse – Chancen und 

risiken für globalen klimaschutz, biologische 

Vielfalt, Ernährungs- und Versorgungssicherheit 

sowie Armutsbekämpfung“ im Deutschen Bun-

destag am 20.2.2008, die die Ausschüsse für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
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für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz sowie für umwelt gemeinsam durch-

führten, als auch die Plenardebatte am 21.2.2008 

zur Novellierung des Bundes-immissionsschutz-

gesetzes wertvolle Aspekte beigetragen.

um die sicherung der Welternährung, den 

schutz von umwelt und klima und die Einhal-

tung sozialer Mindeststandards gleichermaßen 

kohärent zu gestalten, ist nunmehr eine gezielte 

Anpassung der politischen steuerung erforder-

lich. Diese sollte sich an folgenden Handlungs-

empfehlungen ausrichten:

l Die deutsche und europäische rechts-

setzung zu Agrartreibstoffen ist im sinne 

einer risikominimierung zu gestalten, 

insbesondere durch die Festlegung von 

ökologischen und sozialen Nachhaltigkeits-

kriterien und damit verträglichen Bei-

mischungsquoten. 

l Da ein internationales regelwerk, auf 

dessen Basis die Agrarenergie zertifiziert 

und die Nachhaltigkeit im ökologischen, 

ökonomischen und sozialen Bereich sicher-

gestellt werden könnte, kurzfristig nicht 

verfügbar ist, sollen zunächst Tests und 

Weiterentwicklung von Zertifizierungs-

systemen sowie die Förderung zwischen-

staatlicher Abkommen angestrebt werden.

l Einer Förderung von Forschung und Ent-

wicklung, insbesondere für verbesserte 

Landnutzungssysteme und angepasste 

Agrarenergiequellen im ländlichen raum 

der Entwicklungsländer.

l Der Beratung von Partnerländern bei der 

umsetzung nationaler Ernährungssiche-

rungsstrategien sowie von Biomassestrate-

gien, die dem jeweiligen nationalen Poten-

zial angemessen und in ein Gesamtkonzept 

der ländlichen Entwicklung integriert sind.

1. 	 Zum	Markt	für	Agrarenergie�

� betrachtet wird hier die nutzung von biomasse für Agrartreibstoffe. 
Anerkanntermaßen ist im Vergleich dazu die nutzung von biomasse 
zur strom- und wärmegewinnung eine energieeffizientere option.

Die aktuelle Debatte zum klimawandel sowie 

steigende Ölpreise haben das interesse an mehr 

Energieeffizienz sowie der substitution von fossi-

len Treibstoffen durch Erneuerbare Energien 

stark erhöht. Viele industrie- und schwellenlän-

der greifen inzwischen in den Markt für Agrar-

treibstoffe mit subventionen, steuervorteilen, 

Beimischungsvorgaben etc. ein. In Europa wer­

den Anreize insbesondere durch verpflich­

tende Beimischungsquoten und damit verbun­

dene Steuerentlastungen gesetzt. richtlinie 

2003/30/EG der Eu sieht vor, dass Agrarkraftstoffe 

bis 2010 mindestens 5,75 Prozent der kraftstoffe 

im Transportsektor der Mitgliedsländer ausma-

chen. rat und Parlament der Eu beraten derzeit 

den Entwurf einer richtlinie zur Förderung er-

neuerbarer Energien, der vorsieht, diesen Anteil 

bis 2020 auf zehn Prozent zu erhöhen�. 

� Das zehn prozent ziel wurde unter der Annahme, dass Agrartreibstoffe 
der �. generation verfügbar sind, festgelegt. 

Die Aussichten auf steigende Nachfrage 

haben die investitionen in die Herstellung von 

Agrartreibstoffen kräftig wachsen lassen. 

Die Auswirkungen dieses Wachstumsmarktes 

sind aus verschiedenen Gründen kritisch zu 

hinterfragen:

l Klimarelevanz 

Der Beitrag von Agrartreibstoffen zur re-

duzierung von Treibhausgasen ist nach 

neueren Einschätzungen differenziert zu 

bewerten. Er variiert stark, je nach Pflan-
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zenart, Anbauverfahren und Technologie. 

Bisher gibt es noch keine international 

anerkannte Methodik für Erstellung und 

Nachweis der Treibhausgasbilanz. Ver-

schiedene Methoden führen zu stark von-

einander abweichenden Ergebnissen. Auf-

grund der effizienteren sonnenenergie-

nutzung tropischer Pflanzen ist die Treib-

hausgasbilanz der in Entwicklungsländern 

produzierten Biomasse deutlich positiver 

als zum Beispiel in Europa, sofern damit 

weder direkt noch indirekt die Zerstörung 

von Waldflächen oder Moorböden verbun-

den ist. Allerdings müssen für die Agrar-

energieproduktion begrenzt verfügbare 

natürliche ressourcen (Land, Wasser) ge-

nutzt werden, um die eine zunehmende 

konkurrenz besteht. Wesentlich effektivere 

klimaschutzmaßnahmen wären daher, 

neben der reduktion des Gesamtenergie-

verbrauchs und der Förderung von Energie-

effizienz, vor allem die Förderung von 

Agrartreibstoffen der zweiten Generation� 

� Die technologien für die sogenannte zweite generation befinden sich 
im Entwicklungsstadium, eine großtechnische nutzung wird voraus-
sichtlich erst in einigen Jahren erfolgen. Agrartreibstoffe der zweiten 
generation sind synthetische treibstoffe, die aus organischen substan-
zen (unter anderem holz, org. reststoffe) hergestellt werden.

in industrieländern sowie von solarener-

gie, Wind- und Wasserkraft.

l Auswirkungen auf Entwicklungsländer

Die durch industrieländer gesetzten Bei-

mischungsquoten haben eine hohe ent-

wicklungspolitische relevanz, da sie vor-

aussichtlich nur durch erhebliche importe 

von Agrarkraftstoffen/Biomasse aus Ent-

wicklungsländern erfüllt werden können. 

Dies liegt zum einen daran, dass in Europa 

nicht genügend landwirtschaftliche Flä-

chen zur Verfügung stehen, um die erfor-

derliche Menge an Biomasse zu produzie-

ren (über 70 Prozent der verfügbaren 

Agrarflächen müssten dafür – bei gegen-

wärtigem Technologiestand – genutzt 

werden), und zum anderen daran, dass die 

Produktion von Biomasse in Entwicklungs-

ländern eine potenziell bessere Produktivi-

tät und Treibhausgasbilanz aufweist. Letz-

teres ist bedeutsam, da die Biomasse-Nach-

haltigkeitsverordnung ein Treibhausgas-

verminderungspotential von mindestens 

30 Prozent (und ab 1. Januar 2011 von 

mindestens 40 Prozent) voraussetzt, damit 

die betreffende Biomasse auf die Bei-

mischungsquoten angerechnet und die 

Produktion steuerlich entlastet wird.

2. 	 Risiken	und	Potenziale	für	

Entwicklungsländer

Die Frage, ob die Förderung von Agrarenergie 

eher Chancen oder risiken für Entwicklungs-

länder beinhaltet, hängt stark von den regulativen 

rahmenbedingungen, insbesondere aber auch 

vom Ausmaß und der Ausrichtung der Förderung 

ab. Während sie für die dezentrale Energieversor-

gung unter Einbindung kleinbäuerlicher Produk-

tion generell eher positiv zu bewerten ist, sind 

mit einer exportorientierten Massenproduktion 

als reaktion auf die stark gestiegene Nachfrage 

aus industrieländern wesentlich höhere risiken 

verbunden. Folgende Risiken sind aus entwick-

lungspolitischer Perspektive hervorzuheben:

l Zunehmende Konkurrenz um landwirt­

schaftliche Flächen und Wasser

Die gegenwärtige Agrarenergieförderung 

droht, eine verstärkte weltweite konkur-

renz um landwirtschaftliche Flächen und 

Wasser auszulösen. Absehbare negative 

Auswirkungen des klimawandels – sin-

kende landwirtschaftliche Erträge und 

reduzierte Wasserverfügbarkeit – werden 
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diese konkurrenz in allen Ländern des 

südens verschärfen. Das hohe Bevölke-

rungswachstum und der stark steigende 

weltweite Bedarf an Nahrungsmitteln 

kommen erschwerend hinzu. 

l Verdrängung von Nahrungsmittelpro­

duktion und steigende Nahrungsmittel­

preise – Ausbreitung des Hungers

Aus der zunehmenden konkurrenz um 

landwirtschaftliche Flächen und Wasser 

droht insbesondere eine Verdrängung der 

Nahrungsmittelproduktion. Erfahrungen 

zeigen, dass nicht nur ungenutzte, minder-

wertige Flächen für die Agrarenergiepro-

duktion genutzt werden, sondern häufig 

die besten Böden, weil hier die Erträge 

höher sind. Die Folgen wären ein weltweit 

sinkendes Nahrungsmittelangebot und 

damit verbunden steigende Nahrungsmit-

telpreise. Dieser Verknappungseffekt kann 

die Nahrungsmittelversorgung armer 

Bevölkerungsgruppen zusätzlich beein-

trächtigen: Laut iFPri�

�  international food policy research institute (washington)

 werden mit jedem 

Prozentpunkt, um den die Nahrungsmittel-

preise steigen, zusätzlich 16 Millionen 

Menschen von Hunger bedroht. Davon ist 

vor allem die arme städtische und länd-

liche Bevölkerung betroffen. Ärmere Ent-

wicklungsländer, die Nettoimporteure von 

Nahrungsmitteln sind und kurzfristig 

keine Produktionsreserven mobilisieren 

können, werden besonders hart von den 

steigenden Agrarpreisen getroffen. 

l Verdrängung kleinbäuerlicher Produk­

tion und anderer Bevölkerungsgruppen

Die suche nach neuen Produktionsstand-

orten für Großplantagen kann zur Verdrän-

gung von kleinbauern, Pastoralisten und 

indigenen Völkern führen. investoren 

nehmen nicht selten illegale Landnahme 

und Vertreibung der lokalen Bevölkerung 

in kauf, oft mit unterstützung oder Dul-

dung von hoher politischer Ebene. Das ist 

derzeit besonders in afrikanischen Ländern 

zu beobachten.

steigende Boden- und Pachtpreise als Folge 

steigender Nachfrage nach Land drohen 

zudem, kleinbäuerliche Produzenten vom 

Zugang zu Land auszuschließen. Auch bei 

weiter steigenden Erdölpreisen werden 

Agrartreibstoffe nur dann international 

wettbewerbsfähig sein, wenn sie industriell 

und unter Ausnutzung sämtlicher rationa-

lisierungsmöglichkeiten und dementspre-

chend kostengünstig (skaleneffekte) pro-

duziert werden. Agrarenergie für den 

Weltmarkt aus kleinbäuerlicher Produk-

tion hat daher kaum Chancen, konkurrenz-

fähig zu sein.

l Risiken für Umwelt und Biologische 

Vielfalt

Negative Auswirkungen auf umwelt und 

Biologische Vielfalt entstehen dadurch, 

dass Tropenwälder, Naturschutzgebiete 

und andere Gebiete mit hoher natürlicher 

oder landwirtschaftlicher Biodiversität für 

die Nahrungsgüter- und Agrarenergiepro-

duktion zerstört und umgewidmet werden. 

Die umwandlung solcher Flächen führt zu 

einer Freisetzung von schädlichen Treib-

hausgasen, die in der Biomasse gebunden 

waren und dadurch zu nachhaltig nega-

tiven Treibhausgasbilanzen und klima-

effekten. Wenn Agrarenergieproduktion 

zur Verdrängung von kleinbauern führt, 

sind zusätzliche negative klimawirkungen 

dadurch zu erwarten, dass diese sich 

neue landwirtschaftliche Flächen durch 

Brandrodung erschließen.

Auch der hohe Einsatz von chemischen 

Pflanzenschutzmitteln und Mineraldün-

gern, der für die industrielle Produktion 
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von Biomasse zwingend erforderlich ist, 

hat negative Auswirkungen auf klima, 

umwelt, Bodenfruchtbarkeit und die Ge-

sundheit der Beschäftigten und Anwohner.

Potenziale durch Agrarenergieproduktion 

 bieten sich für Entwicklungsländer nur, wenn 

wirksame Steuerungsmechanismen zur Ab­

wendung oben genannter Risiken entwickelt 

und umgesetzt werden. Für die Entwicklung 

 derartiger steuerungsmechanismen besteht 

 erheblicher internationaler Handlungsbedarf. 

 Jedoch ist fraglich, ob diese angesichts der bereits 

ausgelösten Marktdynamik rechtzeitig greifen 

können. 

Für Entwicklungsländer bestehen folgende Mög-

lichkeiten zur Nutzung der Potenziale der Agrar-

energieproduktion:

l Biomasseproduktion für die lokale, 

dezentrale Energieversorgung:

m bietet Potenzial für Armutsbekämp-

fung, gesteigerte Einkommen und die 

Belebung lokaler Wirtschaftskreisläufe. 

Wenn das aus steigenden Einkommen 

akkumulierte kapital wieder in die lo-

kale Nahrungsmittelproduktion inves-

tiert wird, können Produktivitätssteige-

rungen und mittelfristig sinkende Nah-

rungsmittelpreise erwartet werden.

m bietet Möglichkeiten zur importsubs-

titution von fossilen Brenn- und kraft-

stoffen, was sich positiv auf Devisen-

bilanz und Versorgung ländlicher 

räume mit Energie auswirkt. Die lokale 

Bereitstellung von Haushaltsenergie 

kommt insbesondere Frauen zugute. 

m Besondere Vorteile bieten sich für 

„landlocked countries“, für die der im-

port von Treibstoffen mit hohen Trans-

portkosten verbunden ist und für die 

 regional produzierte Agrarenergie 

daher komparative Vorteile hat.

m Der Anbau von Biomasse in Mischkul-

turen (Anbau von Energiepflanzen zu-

sammen mit Nahrungsmitteln) kann im 

Vergleich zur Produktion in Monokul-

turen den Vorteil geringerer Degradie-

rung von Böden sowie größerer Ernäh-

rungssicherheit der Produzenten im 

Falle negativer Entwicklungen auf den 

Agrarenergiemärkten bieten.

m Der Anbau von Biomasse für den Ex­

port kann – in Form von erhöhten De-

viseneinnahmen – Chancen für nach-

haltige Entwicklung bieten, wenn die 

kleinbäuerliche Landwirtschaft voll 

partizipieren kann und sofern dadurch 

nicht die Verfügbarkeit von Nahrungs-

mitteln eingeschränkt wird. inwiefern 

dies sichergestellt werden kann, hängt 

vom länderspezifischen kontext und 

internationalen regulierungen ab. Ge-

nerell müssen Maßnahmen zur Ver-

wirklichung des Menschenrechts auf 

Nahrung Vorrang haben, insbesondere 

dort, wo unter- und Mangelernährung 

verbreitet sind. Entsprechende staat-

liche Vorgaben müssen im rahmen von 

verbindlichen internationalen Nach-

haltigkeitsstandards sichergestellt und 

wirksam implementiert werden. 

Damit Entwicklungsländer die aufgezeigten 

 Potenziale nutzen können, müssen sie entspre-

chende Beratung und unterstützung erhalten. 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

kann hier einen wichtigen Beitrag leisten.
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3. 	 Entwicklungspolitische	Ansatzpunkte	und	

Handlungsempfehlungen

Die erhöhte Nachfrage nach Agrarenergie gerät 

in ein spannungsverhältnis zur sicherung der 

Welternährung sowie zum schutz von Biodiver-

sität, umwelt und klima. um dieses so weit wie 

möglich zu entschärfen, ist eine frühzeitige und 

vorausschauende politische steuerung erforder-

lich. Daraus ergeben sich nachfolgende Hand-

lungsempfehlungen.

a) Vorrang für Ernährung

Nichtregierungsorganisationen und Experten, 

unter anderem der uN-sonderberichterstatter 

zum recht auf Nahrung sowie der sachverstän-

digenrat für umweltfragen, haben in der konkur-

renz zwischen der Produktion von Nahrungsmit-

teln und von Treibstoffen den Vorrang für Ernäh-

rung gefordert. Diese Forderung ist politisch kons-

truktiv aufzugreifen. Die Erfüllung gesetzlich fest-

gelegter Beimischungsquoten in Deutschland 

oder der Eu darf nicht dazu führen, Produktions-

standorte in Entwicklungsländern unter Druck zu 

setzen. Daher und aufgrund neuerer Erkenntnisse 

über die vielfältigen Wirkungen und genauen 

 Bilanzen von Agrartreibstoffen muss überprüft 

werden, ob die gegenwärtigen Beimischungs-

ziele weiter gesteigert werden sollten.

Folgender Ansatz wird empfohlen:

Gestaltung der einschlägigen deutschen und 

europäischen Rechtssetzung im Sinne einer 

 Risikominimierung

Hierbei muss vor allem darauf hingewirkt werden, 

dass neben ökologischen auch soziale Nachhal­

tigkeitskriterien vorgeschrieben werden. Dies 

würde zum Beispiel beinhalten, dass Biomasse nur 

dann auf die Beimischungsquoten angerechnet 

werden kann, wenn Nachweise vorliegen, dass die 

Biomasseproduktion im betreffenden Land nicht 

zu den genannten negativen Folgen führt (insbe-

sondere Verdrängung der Nahrungsmittelproduk-

tion und kleinbäuerlicher Produzenten oder 

auch einer mangelnden Beachtung der iLO�

� ilo = internationale Arbeitsorganisation

-

kernarbeitsnormen). Da die deutsche Nachhaltig-

keitsverordnung voraussichtlich durch eine Eu-

weite regelung abgelöst wird, ist die Beratung 

der entsprechenden EU­Richtlinienentwürfe 

eine wichtige Gelegenheit, von deutscher Seite 

soziale Kriterien einzubringen. Auch die derzeit 

in Überarbeitung befindliche Eu-kraftstoffquali-

tätsrichtlinie bietet eine gute Möglichkeit für die 

Verankerung derartiger kriterien. Hierzu sollten 

strategische Allianzen mit Staaten, die sich 

auch für soziale Nachhaltigkeitskriterien ein­

setzen (zum Beispiel Niederlande und Großbri­

tannien), gebildet werden. 

Eine wichtige Herausforderung besteht zudem 

darin, neue Argumente für die WTO�

� wto = welthandelsorganisation

-kompatibi-

lität von sozialstandards in die internationale Dis-

kussion einzubringen.

b)  Freiwillige Selbstverpflichtungen und 

Zertifizierungssysteme

Da verbindliche soziale standards in den 

 regelwerken noch nicht eingefügt werden 

 konnten, sollten zunächst Nachhaltigkeits-

initiativen auf freiwilliger Basis wie folgt unter-

stützt werden:

Test und Weiterentwicklung von Zertifizie­

rungssystemen/Nachhaltigkeitskriterien 

Auf internationaler Ebene sind inzwischen viel-

fältige initiativen zur Entwicklung von standards 

und Zertifizierungssystemen entstanden. Bisher 

haben sich jedoch noch keine international ein-

heitlichen standards herausgebildet. um eine 
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Weiterentwicklung und Vereinheitlichung der 

standards zu erreichen, sollte verstärkt mit re-

levanten internationalen Akteuren zusammen-

gearbeitet werden. Wichtige Grundlage dafür 

bildet unter anderem ein von der Cramer­

Kommission�

� im Auftrag der regierung der niederlande hat eine kommission unter 
leitung von frau prof. Dr. cramer die verschiedenen standpunkte zum 
thema nachhaltige Erzeugung von biomasse zusammengetragen und 
ein Modell mit konkreten kriterien und indikatoren der nachhaltig-
keitsprüfung entwickelt, um biomasseproduktion auf nachhaltigkeit 
zu testen. frau Dr. cramer verfolgt diesen Ansatz jetzt als umwelt-
ministerin der niederlande.

 entwickeltes Prüfmodell, mit fol-

genden sozialen und ökologischen kriterien:

l Eine signifikante Treibhausgasreduktion 

über die gesamte Produktions- und Han-

delskette. Direkte und indirekte Eingriffe in 

bestehende kohlenstoffsenken (Wald und 

Böden) müssen dabei nachweislich ausge-

schlossen sein.

l Erhalt – und wo möglich – Verbesserung der 

natürlichen und landwirtschaftlichen Biodi-

versität; unantastbarkeit von schutzgebieten.

l umweltschutz: Verhinderung von Chemi-

kalieneintrag in Luft, Wasser, Böden.

l Die Produktion von Biomasse zur Energie-

erzeugung darf in den betroffenen regio-

nen die Nahrungsmittelversorgung nicht 

beeinträchtigen: Vorrang von Maßnahmen 

zur Verwirklichung des Menschenrechts 

auf Nahrung.

l Wachstum und Wohlstand: Die Produktion 

von Agrartreibstoffen muss sich positiv auf 

die Wirtschaft, Beschäftigung und Einkom-

mensverteilung auswirken.

l Wirtschaftliche und soziale rechte müssen 

nachweislich gewährleistet werden. Dies 

schließt die iLO-Normen, Landnutzungs- 

und Eigentumsrechte von kleinbauern ein.

Von besonderer Bedeutung bei der Entwicklung 

von Zertifizierungssystemen ist, dass sie partizi-

pativ und nicht diskriminierend erfolgt und die 

Beteiligung von kleinbauern fördert. 

Förderung zwischenstaatlicher Abkommen

um sicherzustellen, dass Agrarenergie nachhal-

tig produziert wird, sollten Abkommen zwischen 

Produzenten- und importländern geschlossen 

werden. Diese sollten eine gemeinsame Verant-

wortung für die schaffung eines regulations- 

und Überwachungsrahmens beinhalten. Gleich-

zeitig sollten sich die beteiligten staaten für den 

Fall negativer Auswirkungen zu korrekturmaß-

nahmen verpflichten. Die Abkommen sollten ins-

besondere Bezug nehmen auf relevante völker-

rechtliche Verpflichtungen (wie zum Beispiel die 

Achtungs-, schutz- und Gewährleistungspflicht 

hinsichtlich des rechts auf Nahrung, die auch 

eine internationale Verantwortung beinhaltet). 

Bei gegebenenfalls notwendigen korrekturmaß-

nahmen sollte auch die revision der gesetzten 

Beimischungsziele in Betracht gezogen werden. 

Dabei sind die Vorgaben der WTO (Abkommen 

über Technische Handelshemmnisse) zum Thema 

standardsetzung der zu beachtende rahmen.

c)  Forschung und Entwicklung

Forschung und Entwicklung sollte insbesondere 

zu folgenden Themen unterstützt werden: 

l Angepasste Agrarenergiequellen für den 

ländlichen raum in den Entwicklungslän-

dern, inklusive verstärkte Forschung zur 

Nutzung von Biogas.
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l Verbesserte Landnutzungssysteme unter 

Einschluss von Energiepflanzen.

l Entwicklung von indikatoren zu allen 

relevanten Nachhaltigkeitskriterien (vor 

allem Ernährungssituation/recht auf 

Nahrung, Biodiversität, Erhalt kleinbäuer-

licher Produktion) als Grundlage für die 

Verwendung in Zertifizierungssystemen, 

Verordnungen etc.

d)  Beratung von Partnerländern im Rah­

men der EZ

l insbesondere die am wenigsten entwickel-

ten Länder, die Nettoimporteure von Nah-

rungsmitteln sind, sollten gezielt dazu 

beraten werden, wie sie nationale Ernäh-

rungssicherheit angesichts steigender 

Nahrungsmittelpreise kurz- und langfristig 

sicherstellen können.

l Die 29 Mitglieder der „Global Donor Plat-

form for Rural Development“ sollten ein 

gemeinsames konzept für die Beratung 

von Partnerländern bei der Erarbeitung 

von Biomassestrategien entwickeln. Dieses 

muss eine sorgfältige Analyse der unter 2. 

genannten risiken und daraus abgeleite-

ten Empfehlungen beinhalten.

l Beratung von Partnerländern bei der Ent-

wicklung und umsetzung von strategien 

zur nachhaltigen Biomasseproduktion, die 

Ernährungssicherheit und sozial- und 

umweltstandards umfassen und klima-

schädliche Landnutzungsänderungen 

ausschließen.
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Anhang
Daten, Zahlen und Fakten zu wesentlichen 
Aspekten von Agrarkraftstoffen

Die nachfolgend zusammengestellten Daten, Zah- 	

len und Fakten stellen eine erste Übersicht dar, die 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt und 

Hinweise zur vertieften Lektüre geben soll.

1. Produktion	und	erwartete	

Produktionsausdehnung

l 2006 betrug der Anteil der Agrarkraft­

stoffe an der globalen Kraftstoffversor­

gung nur 1,12 Prozent. Davon entfielen 

circa 4/5 auf die Nutzung von Ethanol und 

1/5 auf Biodiesel  

(Nova institut 2007, unveröffentlicht).

l Die brasilianische Ethanolproduktion 

 betrug 2004 rund 15 Milliarden Liter und 

macht knapp die Hälfte der Gesamt­

produktion von Kraftstoffethanol welt­

weit aus  

(rEN21 renewable Energy Policy Network. 

2005. „Globaler statusbericht 2005 Erneuer-

bare Energien“, seite 11).

l Die Vereinigten Staaten sind zweitgröß­

ter Konsument und Produzent von kraft-

stoffethanol. Die Expansion des us-amerika-

nischen Ethanolmarktes ist eine relativ neue 

Entwicklung. Die Produktionsleistung stieg 

zwischen 1996 und 2004 von 4 Milliarden 

Litern pro Jahr auf 14 Milliarden Liter 

pro Jahr. Die jährliche Zuwachsrate liegt 

derzeit bei 15 bis 20 Prozent  

(rEN21 renewable Energy Policy Network. 

2005. „Globaler statusbericht 2005 Erneuer-

bare Energien“, seite 11).

l in den USA und Brasilien wird von einer 

Verdopplung der Produktion bis 2016 

ausgegangen. Die EU beabsichtigt im 

gleichen Zeitraum ihre Ethanolproduktion 

auf 15 Milliarden Liter zu steigern. Dies ist 

nur mit Biokraftstoffen der zweiten 

Generation erreichbar  

(OECD­FAO 2007: Agricultural Outlook 

2007 – 2016, seite 17 bis seite 20).

l Die EU plant den Anteil erneuerbarer Ener­

gien am Primärenergieverbrauch bis 

zum Jahr 2020 auf 20 Prozent zu steigern. 

Die Bundesregierung hat dieses Ziel dahin 

gehend konkretisiert, dass erneuerbare Ener-

gien bis 2020 einen Anteil von 14 Prozent bei 

der Erzeugung von Wärme, 17 Prozent bei 

kraftstoffen und 27 Prozent bei strom erlan-

gen soll  

(sachverständigenrat für umweltfragen 

2007. klimaschutz durch Biomasse, seite 1).

l Das deutsche Biokraftstoffquotengesetz, 

das seit 1.1.2007 gültig ist, sieht vor, dass ab 

2007 der Biokraftstoffanteil im Diesel 4,4 

Prozent betragen soll, bei Benzin in 2007 

1,2 Prozent mit einer jährlichen Steige­

rung um weitere 0,8 Prozent auf mindes­

tens 3,6 Prozent in 2010. Die Gesamtquote 

soll ab 2010 mindestens 6,75 Prozent sein 

(Gesetz zur Einführung einer Biokraftstoff-

quote durch Änderung des Bundes-immis-

sionsschutzgesetzes und zur Änderung 

energie- und stromsteuerrechtlicher Vor-

schriften 2006, Artikel 3 Absatz 3).
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2. Subventionen	für	Agrartreibstoffe	in	

Industrieländern

l Die Industrieländer subventionieren die 

Produktion von Ethanol und Biodiesel im 

erheblichen umfang. so belief sich die Förde­

rung der Ethanolproduktion durch die EU 

im Jahre 2006 auf 1,29 Milliarden Euro, die 

für Biodiesel auf 2,44 Milliarden Euro  

(Global subsidies initiative 2007:  

Government support for Ethanol and Bio-

diesel in the European union, seite 1).

l 2007 haben die deutschen Kraftwerks­

betreiber für die Produktion von Palmöl­

Strom circa 200 Millionen Euro an staat­

lichen Zuschüssen erhalten  

(rettet den regenwald e.V. 2007. Orang-

utans sterben für nachwachsende rohstoffe).  

3. Landverfügbarkeit	und	Flächenbedarf	für	

Agrartreibstoffe	und	Agrarenergie

Für die Entwicklung des Energiepflanzenpotenzials 

ist die Frage entscheidend, wie sich der Flächen- 	

bedarf für die Nahrungsmittelproduktion ent-

wickelt und welche weiteren zusätzlichen Flächen-

ansprüche künftig an die landwirtschaftlichen 

Flächen gestellt werden. Entscheidende Einfluss­

faktoren sind das Bevölkerungswachstum und 

der entsprechende Nahrungsmittel­Mehrver­

brauch, die Verbesserung von Nutzpflanzen und 

landwirtschaftlicher Praxis sowie die Effekte 

des Klimawandels. 

l Abhängig von den jeweils getroffenen 

Annahmen verschiedener szenarien wird 

die verfügbare Gesamtfläche für Energie­

pflanzenanbau weltweit in 2050 zwischen 

0,73 bis 3,3  Milliarden Hektar geschätzt 

(Fischer und schrattenholz 2001, smeets et 

al. 2004, Hoogwijk 2004 in Thrän et al. 

2007: kriterienmatrix zur stofflichen und 

energetischen Nutzung nachwachsender 

rohstoffe, seite 15 bis seite 19).

l Der weltweite Primärenergieverbrauch lag 

2004 bei 7,644 Milliarden Tonnen Öl-äquiva-

lent (international Energy Agency 2006. key 

energy statistics 2006, s. 28). Das entspricht 

circa 321 Exajoule�. 

� Exajoule =�0 hoch �8 Joule

im Vergleich dazu wer-

den in unterschiedlichen Szenarien für das 

Jahr 2050 Agrarenergiepotenziale von 87 bis 

279 Exajoule für Lateinamerika und 49 bis 

247 Exajoule für Subsahara­Afrika berech-

net. Diese Potenziale werden vor allem auf 

die Umwandlung von extensiv genutztem 

Weideland und Effizienzsteigerungen der 

Produktions­ und Landnutzungssysteme 

zurückgeführt. insbesondere die Annahmen 

zum technischen Fortschritt sind hier ein 

wesentlicher unsicherheitsfaktor.  

(smeets et al. in Thrän et al. 2007. kriterien-

matrix zur stofflichen und energetischen 

Nutzung nachwachsender rohstoffe, seite 

23).

l um die Ethanolproduktionsziele bis 2016 

zu erreichen, benötigen die USA 43 Pro­

zent der Maisanbauflächen des Jahres 

2004 und müssten somit die Anbauflächen 

drastisch ausdehnen oder die Viehhaltung 

einschränken. Die dazu notwendigen 

Landnutzungsänderungen würden erheb-

liche Mengen CO2 freisetzen  

(searchinger et al. 2008: use of u.s. Crop-

lands for Biofuels increases Greenhouse 

Gases through Emissions from Land use 

Change, seite 1239).

l Die indonesische Ölpalmenproduktion 

erfolgt zurzeit auf sechs Millionen 

Hektar. sie soll bis 2020 auf 20 Millionen 

Hektar ausgeweitet werden  

(Oxfam 2007. Bio-fuelling Poverty, seite 2).
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l Die regierung in Mosambik plant bis 

2010, mehr als fünf Millionen Hektar für 

die Produktion von Biomasse zur energe-

tischen Nutzung in die Bewirtschaftung zu 

nehmen, denn von der gesamten landwirt­

schaftliche nutzbaren Fläche Mosambiks 

(36 Millionen Hektar) werden bisher nur 

fünf Millionen Hektar landwirtschaftlich 

genutzt. Zusätzlich möchte man die Pro-

duktion von Jatropha Curcas auf 41,2 Millio-

nen Hektar in marginalen Gebieten, die 

bisher nicht zur landwirtschaftlichen Nutz-

fläche gerechnet wurden, fördern, um Ein-

kommensmöglichkeiten für die ländliche 

Bevölkerung zu schaffen und die Ölimporte, 

die derzeit jährlich mehr als 700 Millionen 

Liter betragen, zu reduzieren.  

(H.E. salvador Namburete 2007. Mozam-

bique Experience on Bio-fuels. internatio-

nal Conference on Bio-fuels, 05. – 06. July 

2007, Brussels, Belgium).

l Der Anbau von Biomasse zur energe­

tischen Nutzung in der Bundesrepublik, 	

welcher sich zur Zeit auf 1,6 Millionen 

Hektar erstreckt, lässt sich bis 2030 auf 

maximal vier Millionen Hektar vergrö­

ßern. Der Anteil der Biomasse zur Deckung 

des Primärenergiebedarfs könnte, ein­

schließlich der Nutzung organischer Rest­

stoffe, maximal zehn Prozent betragen  

(sachverständigenrat für umweltfragen 

2007, klimaschutz durch Biomasse, seite 36). 

l Durch Biodiesel aus heimischem Raps­

anbau kann künftig lediglich 3,6 Prozent 

des deutschen Gesamtkraftstoffbedarfs 

gedeckt werden  

(Bundesministerium der Finanzen 2007. 

Biokraftstoffbericht, seite 5).  

um den Agrarkraftstoffanteil ab 2010 auf 

der Basis von in Deutschland produzierter 

Biomasse auf 6,75 Prozent zu steigern, 

würde man das gesamte national verfüg­

bare Flächenpotenzial benötigen  

(sachverständigenrat für umweltfragen 

2007, klimaschutz durch Biomasse, seite 

143).

4. Welthandel	mit	Agrartreibstoffen

l Der Welthandel mit Bioethanol ent-

wickelte sich von 2002 bis 2007 rasant. Das 

Handelsvolumen stieg von 2002 mit 3,2 

Milliarden Liter auf 7,81 Milliarden Liter 

in 2006 an. Dieser Anstieg des Handels ist 

auf die großen Steigerungsraten Brasi­

liens zurückzuführen, das in 2006 sein 

Handelsvolumen auf 3,5 Milliarden Liter 

seit 2002 mehr als verdreifacht hat. China 

dehnte seine Ethanolexporte auf über eine 

Milliarde Liter in 2006 aus und trug so zu 

Höchstpreisen von Alkohol bei (GBEP-Glo-

bal Bioenergy Partnership 2007. A review 

of the current state of Bioenergy Develop-

ment in G8+5 Countries, seite 15).

l Aufgrund des nationalen Energiesiche-

rungszieles ist die Produktion von Ethanol 

in den USA stark gestiegen. Laut Modell-

rechnungen wird der Maisexport um 62 

Prozent, der Export von Sojabohnen um 

28 Prozent und der von Schweinefleisch 

um 18 Prozent sinken  

(searchinger et al. 2008: use of u.s. Crop-

lands for Biofuels increases Greenhouse 

Gases through Emissions from Land use 

Change, sciencexpress Februar 2008:  

seite 2).

l Malaysia und Indonesien produzieren 

80 Prozent des Palmöls auf der Welt. Bis 

2009 wollen sie einen Marktanteil von 

20 Prozent am europäischen Agrartreib-

stoffmarkt erzielen  

(Oxfam 2007. Bio-fuelling Poverty, seite 2).
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5. Nahrungsmittelkonkurrenz

l im Anbaujahr 2006/07 wurden circa 3,5 

Prozent der weltweiten Weizen­ und 

Maisernte und 20 Prozent der Zuckerrohr­

ernte zu Ethanol verarbeitet. Der Anteil 

der globalen Weizen- und Maisnutzung 

zur Ethanolproduktion wird sich im laufen­

den Jahr auf 5,1 Prozent erhöhen  

(Nova institut 2007, unveröffentlicht).

l Die OECD prognostiziert, dass zur Errei­

chung der Ethanolproduktionsziele der 

USA der nötige Maisbedarf von 2007 bis 

2016 von circa 57 Millionen Tonnen auf 

über 110 Millionen Tonnen steigen wird. 

Dies entspricht circa 60 Prozent der Ge­

samtjahresernte der usA  

(OECD-FAO 2007. Agricultural Outlook 

2007 – 2016, seite 18).

l Nach ersten Prognosen muss mit erheb­

lichen Preissteigerungen für Nahrungs­ 

und Futtermittel gerechnet werden. Das 

„international Food Policy research institute“ 

(IFPRI) prognostiziert in einem seiner 

Modelle Preissteigerungen für Mais von 

20 Prozent, für Weizen von 11 Prozent und 

für Maniok von 33 Prozent bis zum Jahr 

2010. Andere Modelle von iFPri prognosti-

zieren geringere Preissteigerungen  

(iFPri 2007. Bioenergy and Agriculture: 

Promises and Challenges, seite 8). 

l in Deutschland zeigt die statistik für das Jahr 

2007 Preissteigerungen für Frischepro­

dukte von 4,6 Prozent, für Geflügel von 

11,4 Prozent und für Milchprodukte von 

10,5 Prozent. Die schweine- und rindfleisch­

preise blieben im gleichen Zeitraum stabil.  

(Zentrale Markt – und Preisberichtsstelle 

(ZMP), 2008). 

l Nach Angaben der Bundesvereinigung der 

Deutschen Ernährungsindustrie werden 

die Lebensmittelpreise weiter steigen. 

Mit Blick auf die mittelfristige Entwicklung 

der Nahrungsmittelpreise ist die deutsche 

Ernährungsindustrie besorgt über die vor­

gesehene Erhöhung der Beimischungs­

pflicht von Agrartreibstoffen  

(Bundesvereinigung der Deutschen Ernäh-

rungsindustrie (BVE) in Frankfurter Allge-

meine Zeitung vom 16. Februar 2008, seite 11).

l Angesichts steigender Getreidepreise und 

Lebensmittelknappheit schränkt China die 

Herstellung von Biokraftstoff aus Pflan­

zen stark ein. Bis zum Jahr 2010 werden 

keine neuen Projekte zur Gewinnung von 

Bio-Ethanol aus Getreide mehr genehmigt. 

Die regelung soll den Getreidepreis stabili-

sieren und die Lebensmittelversorgung der 

chinesischen Bevölkerung sicherstellen  

(Österreichischer rundfunk 2008).

6. Soziale	Folgen	und	Verdrängung	der	

Kleinbauern

Wenn Entwicklungsländer die Chance erhal-

ten, am Wachstum der Produktion erneuer­

barer Energien in einem förderlichen Maße bei 

Beibehaltung der Nahrungsmittelsicherheit 

Anteil zu haben, bietet dies grundsätzliche Chan-

cen zu ökonomischem Wachstum und verbes-

sertem Wohlstand.  

(iFPri 2007. Bioenergy and Agriculture: Promises 

and Challenges, seite 4). Berichte von Nichtre­

gierungsorganisationen und Menschenrechts­

organisationen dokumentieren aber auch Fälle 

von Menschenrechtsverletzungen im umfeld 

von Agrartreibstoffproduktion:

l in den Entwicklungsländern der Tropen 

führt die Bewirtschaftung von 100 Hektar 

durch bäuerliche Familienbetriebe zu 35 

Arbeitsplätzen. Wird die gleiche Fläche 

als Palmöl­, Zuckerrohr­ oder Eukalyptus­

plantage bewirtschaftet, werden gerade 
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noch zehn beziehungsweise zwei Arbeits­

plätze geschaffen. in einer Sojaplantage 

wird nur noch ein halber Arbeitsplatz für 

die gleiche Fläche benötigt. (Eric Holt-

Giménez 2007. The Biofuel myth, in inter-

national Herald Tribune vom 10.07.2007, 

seite 1).

l Nach Angaben von sawit Watch�

� indonesisches netzwerk, das sich gegen industrielle palmölplantagen 
einsetzt; �998 von indonesischen nichtregierungsorganisationen initiiert.

 hat die 

Zahl der Landkonflikte in Indonesien 

mit steigender Nachfrage nach Palmöl 

stark zugenommen und schon über 400 

Dörfer in Mitleidenschaft gezogen.  

(rettet den regenwald e.V. 2007. Orang 

utans sterben für nachwachsende roh-

stoffe). 

l in Kolumbien wurden 2001 2100 Men­

schen aus 23 Dörfern von ACCu-Verbän-

den�

� Autodefensas campesinas de córdoba y urabá; paramilitärische grup-
pierung.

 vertrieben. Dabei wurden große Teile 

des Dorfes „Nueva Esperanza“ in Flammen 

gesetzt und fünf Menschen von Paramili-

tärs ermordet. Laut einem untersuchungs-

bericht des staatlichen instituts für länd-

liche Entwicklung (incoder) haben sich 

Palmölunternehmen auf diese Weise in 

der Region Chocó 21142 Hektar des Ge-

meinschaftseigentums illegal angeeignet  

(kolko e.V. 2007. Die Hoffnung hinter der 

Angst – Friedensgemeinden in kolumbien, 

seite 4).

7. Auswirkungen	auf	Treibhausgase	und	

weitere	Ökologische	Folgen

Die Höhe der Treibhausgasreduktion durch 

den Einsatz von Agrartreibstoffen und ihrer Be-

rechnung ist aufgrund verschiedener Einfluss­

faktoren (Landnutzungsänderung, Anbaufrucht, 

Anbauintensität und Emissionen durch Dünger 

und Pflanzenschutz; Energiebedarf und Herkunft 

für Düngerproduktion, Verarbeitungsmethoden 

und Transport und vieles mehr) durch erheb­

lichen Spannbreiten gekennzeichnet. Berech­

nungsergebnisse zeigen vor allem dann ne­

gative Werte, wenn Treibhausgasemissionen 

als Folge von Landnutzungsänderungen ein­

bezogen werden.

l Die Verbrennung fossiler Brennstoffe ist 

zu 57 Prozent für die globalen Treibhaus­

gas­Emissionen verantwortlich. 18 Prozent 

der Treibhausgas-Emissionen werden 

durch die Veränderung der Landnutzung 

(insbesondere Zerstörung tropischer re-

genwälder und Trockenlegung von Mooren 

und Feuchtgebieten) verursacht. Weitere 

14 Prozent entfallen auf Methanemissio­

nen und acht Prozent entstehen durch 

Lachgas­Emissionen (N2O) (beides eben-

falls größtenteils in der Landwirtschaft).  

(international Panel on Climate Change 

2007. Climate Change 2007 synthesis re-

port, seite 37).

l Modellrechnungen in den USA, die Land­

nutzungsänderungen bei der Treibhaus-

gasbilanzierung mit berücksichtigen, 

zeigen, dass durch Ethanolproduktion 

aus Mais eine jährlichen CO2­Einsparung 

von 1,8 Tonnen pro Hektar erzielt werden 

kann, aber die Umwandlung von Wald 

zwischen 604 und 1146 Tonnen pro Hektar 

oder der Umbruch von Grünland oder 

Savanne zwischen 75 Tonnen und 305 

Tonnen CO2 pro Hektar freisetzt. Dies 

bedeutet für die Nutzung von Ethanol aus 

Mais in den usA ein Treibhausgas-Einspa-

rungspotenzial von 20 Prozent ohne Be­

rücksichtigung der Landnutzungsände­

rungen. Bezieht man allerdings die indi­



1� Ent wicklungspolitischE positioniErung zu AgrArtrEibstoffEn

	 	

	 	

	 	

	 	

	 	

	 	

rekte Umwandlung von Gras­ und Wald­

flächen mit ein, verdoppeln sich die Treib-

hausgas-Emissionen im Vergleich zu dem 

Ausstoß durch fossile Kraftstoffe  

(searchinger et al. 2008: use of u.s. Crop-

lands for Biofuels increases Greenhouse 

Gases through Emissions from Land use 

Change, seite 1239).

l Wird Ethanol aus Zuckerrohr in Brasilien 

auf umgewandelten Weide­ oder Savan­

nenflächen produziert, sind vier Jahre 

nötig, um das durch die Nutzungsände-

rung freigesetzte CO2 zu kompensieren. 

Wandeln die von den Flächen vertriebenen 

Viehzüchter hingegen tropische Wälder 

in Weide um, so bedarf es sogar 45 Jahre 

bis eine positive CO2­Bilanz im Gesamt-

prozess entsteht  

(searchinger et al. 2008. use of u.s. Crop-

lands for Biofuels increases Greenhouse 

Gases through Emissions from Land use 

Change, seite 1240).

l Dies relativiert die Ergebnisse bisheriger 

Berechungsmethoden ohne die Einbezie-

hung von Landnutzungsänderungen, 

nach denen beispielsweise die Ethanolpro­

duktion in Brasilien sehr gute Treibhaus­

gas­Bilanzen erzielt. Denn dort liegt durch 

jahrelange Erfahrung bereits ein optimier­

ter Produktionsprozess vor. Die jeweils 

errechneten Werte liegen dann bei minus 

74 Prozent  

(Eu-kommission 2008. richtlinien zur 

Förderung der Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Energien, seite 56 ) und 

minus 86 Prozent (Macedo et al. 2004. 

Assessment of greenhouse gas emissions in 

the production and use of fuel ethanol in 

Brazil, seite 36).

l Die Erschließung neuer landwirtschaft-

licher Flächen für die Palmölproduktion 

in Malaysia und Indonesien trägt zur 

Abholzung von jährlich 1,5 Prozent des 

regenwalds in diesen Ländern und entspre-

chendem Verlust von CO2-Absorption bei  

(Fargione et al. 2008. Land Clearing and the 

Biofuel Carbon Debt, seite 1).

l 27 Prozent der Konzessionen für neue 

Palmölplantagen wurden in Indonesien 

in Regenwaldgebieten vergeben, die erst 

nach Trockenlegung von sümpfen genutzt 

werden können. Dadurch werden 2,8 

Millionen Hektar Sumpfregenwald zer­

stört, und es entsteht ein hoher Ausstoß 

an Treibhausgasen  

(Fargione et al. 2008. Land Clearing and the 

Biofuel Carbon Debt, seite 1).

l Werden bei den Berechnungen der Treib­

hausgas­Einsparungswerte die Landnut­

zungsänderungen nicht miteinbezogen, 

so kann Biodiesel aus Palmöl durch seine 

hohen Hektarerträge Werte von minus 

70 Prozent erreichen, vorausgesetzt er 

wird nachhaltig und prozessoptimiert 

produziert: „Durch die Optimierung 

bestehender Palmölplantagen und 

Palmölgewinnung ergibt sich ein außer-

ordentlich hohes Einsparpotenzial an 

Treibhausgasen. Gegenüber der heute 

gängigen Praxis lassen sich etwa vier Ton­

nen Treibhausgase mehr einsparen. 

solch hohe Einsparpotenziale sind bei 

anderen Energiesystemen heute nur noch 

selten zu finden.“  

(Wuppertal institut 2007: sozial-ökolo-

gische Bewertung der stationären energe-

tischen Nutzung von importierten Biokraft-

stoffen am Beispiel von Palmöl, seite 71).

l Effizienz: im Vergleich zu anderen energe-

tischen Nutzungsmöglichkeiten von Bio-

masse ist ihre Verwendung zur kraftstof-

ferzeugung die ungünstigste Option – 

sowohl im Hinblick auf ihr Potential zur 

Treibhausgasreduktion als auch auf den 
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Energieertrag. Der Energieertrag von 

Wärme aus kurzumtriebsplantagen liegt 

bei 150 Gigajoule pro Hektar, während der 

Energieertrag für kraftstoff aus Getreide 

oder raps unter 50 Gigajoule proHektar 

liegt. Bei Biogas aus Blockheizkraftwerken 

beträgt das Treibhausgas-Einsparpotenzial 

über 15 Tonnen CO2-äquivalent pro Hektar, 

bei Bioethanol aus Weizen oder bei rapsöl 

liegt es unter fünf Tonnen CO2-äquivalent 

pro Hektar  

(sachverständigenrat für umweltfragen 

2007. klimaschutz durch Biomasse. seite 31 

und 53).
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